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1. Einleitung 
In dem vorliegenden Leitfaden werden Hinweise für Kommunen 
gegeben, wie die Etablierung einer nachhaltigen Regionalent-
wicklung durch die Kommunalverwaltung realisiert werden 
kann. Nachhaltige Entwicklung ist dringend notwendig, aber 
auch ein sehr schwieriger gesellschaftlicher Transformations-
prozess. Der Leitfaden bietet Orientierung und Hilfestellung für 
Verwaltungen, die nicht einzelne, unsystematisch nebeneinan-
derlaufende Bemühungen für die Zukunftsfähigkeit ihrer Kom-
munen bearbeiten wollen, sondern viel mehr an einer ganzheitli-
chen Nachhaltigkeitsstrategie, angepasst an ihre Bedingungen 
vor Ort, interessiert sind. Zusätzlich werden Hinweise zu the-
menspezifischer Literatur und Fördermöglichkeiten gegeben. 
Hierbei existieren in vielen Bereichen Unterschiede zwischen 
den Ländern, sodass in dem Fall die Bedingungen des Landes 
Sachsen-Anhalt als Standort der Modellregion dargelegt werden. 
Die mit dem anhaltenden Wirtschaftswachstum zunehmenden 
Umweltprobleme führten schon 1992 auf dem Umweltgipfel der 
UN zur Unterzeichnung der Agenda 21, welche das Leitpro-
gramm für eine nachhaltige Entwicklung darstellt und auf über-
staatlicher, nationaler, Landes- und auch auf Kommunalebene 
Anwendung finden soll. Zur Umsetzung der Agenda 21 sind von 
vielen UN-Mitgliedsstaaten nationale Nachhaltigkeitsstrategien 
aufgesetzt worden. Jedoch treten die in Artikel 28 der Agenda 21 
eingeforderten Maßnahmenentwicklungen auf kommunaler 
Ebene bisher nur vereinzelt in deutschen proaktiven Stadt- und 
Kreisverwaltungen auf. Dabei ist insbesondere die schwer greif-
bare Transdisziplinarität des Themas entscheidend, da sie einer 
zeitaufwendigen Strategieentwicklung bedarf (Vgl. Beck et al 
2012: 7).  
Zu beachten ist, dass es bei einer nachhaltigen Entwicklung in 
ländlichen Regionen einer anderen Herangehensweise bedarf, 
als in urbanen Gebieten. So stehen einer nachhaltigen Entwick-
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lung in den einzelnen, oftmals zersiedelten Kommunen, große 
Schwierigkeiten gegenüber. Nicht nur die ungenügende Greif-
barkeit und erhöhte Komplexität des Themas erschweren eine 
Bearbeitung in den gängigen Verwaltungsstrukturen, auch die 
adäquate Einbindung, Überzeugung und Aktivierung der Bürger 
birgt zusätzliche Herausforderungen. 
Der vorliegende Leitfaden basiert auf den Erfahrungen der Zu-
kunftsWerkStadt [ZWS] des Landkreises Harz. Für diese BMBF-
Initiative konnten sich Kommunen bewerben, um in Kooperation 
mit ihren Bürgern vom Juli 2012 –Juni 2013 eine zukunftsfähige 
Entwicklung anzustoßen. Der Landkreis Harz, der das Konzept 
Vision 20plus – gemeinsam mehr bewegen [V20plus] einreichte, 
ist eine von 15 für die Fördermaßnahme ausgewählten Kommu-
nen. Angepasst an die Gegebenheiten vor Ort wurde eine Strate-
gie erarbeitet und entsprechende Maßnahmen eingeleitet, um 
einen nachhaltigen Prozess auf der kommunalen Ebene in Gang 
zu setzen. Anhand der Modellregion Einheitsgemeinde Stadt 
Osterwieck [EHG] wurden Maßnahmen unter Anwendung von 
Bürgerpartizipation entwickelt, um in der ländlichen Region 
auch in Zukunft ein lebenswertes, generationsübergreifendes 
Miteinander zu ermöglichen und zudem Lernimpulse für andere 
Gemeinden und Landkreise zu setzen. Das partizipative Ziel die-
ser Regionalentwicklung ist die aktive Einbindung der Bürger 
der EHG entlang des gesamten Entwicklungsprozesses. Zusätz-
lich sollte eine Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 
der Region erreicht werden, damit auch in Zukunft weitere - 
gemeinschaftlich getragene - Projekte initiiert werden.  

2. Einbettung in die Verwaltung 
Bevor es an die Auseinandersetzung mit den Inhalten geht, ist es 
wesentlich, eine zentrale Stelle in der Verwaltung für das Thema 
der nachhaltigen Regionalentwicklung zu benennen. Dabei geht 
es nicht darum, dass die verantwortliche Person die komplette 
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Thematik allein bearbeitet; vielmehr übernimmt sie eine wichti-
ge Koordinierungsfunktion und fungiert als Ansprechpartner 
und Vermittler für alle diesbezüglichen Belange.  
Der Landkreis Harz gehört zu den wenigen, die bereits die Insti-
tutionalisierung von Nachhaltigkeit begonnen haben. So wurde 
in der Strategiekarte der Kreisverwaltung verankert, die Errei-
chung der Klimaschutzziele der Bundesregierung konsequent 
umzusetzen und beim Energiekonzept bis 2015 mindestens das 
Bundesziel zu erreichen (Vgl. LK 2011). Für die Nachhaltigkeits-
themen ist eine Agenda21-Stelle im Bereich Wirtschaftsförde-
rung geschaffen worden. Dies ermöglichte, neben der eingangs 
erwähnten ZukunftsWerkStadt, die Realisation zahlreicher, re-
putationswirksamer Projekte, sodass die öffentliche Wahrneh-
mung der Notwendigkeit nachhaltiger Entwicklung gestärkt 
werden konnte. Beispiele hierfür sind der Energieerlebnispfad 
oder Haus sanieren- profitieren. Beschlüsse im Kreistag sowie 
Aktivitäten der Verwaltung werden an den Grundsätzen der 
Agenda21 ausgerichtet: Ökonomisch zukunftsfähig, ökologisch 
tragfähig und sozial gerecht (Vgl. Agenda21 1992). Allerdings ist 
es ratsam zu überlegen, mit welchem Schlagwort die Initiativen 
nach außen hin kommuniziert werden. So ist die Bezeichnung 
Agenda21 stets erklärungsbedürftig, während die Zukunfts-
WerkStadt eine bessere Aussagekraft hatte. 
Die Agenda21-Stelle wird von einem Agendabeirat unterstützt, 
welcher viermal im Jahr tagt. Er besteht aus Vertretern des 
Kreistages, Wirtschaft, Forschung und Verwaltung, sodass für die 
verschiedensten Nachhaltigkeitsthemen Experten als Berater 
und Mittler zur Verfügung stehen. Auch der Landrat selbst ist 
Mitglied, wodurch demonstriert wird, dass nachhaltige Entwick-
lung im Landkreis Harz auch Chefsache ist. Bei diesen Treffen 
besuchen die Mitglieder stets ein nachhaltiges Leuchtturmobjekt 
im Landkreis, wodurch diese Initiativen Kontaktmöglichkeiten 
zu behilflichen Vertretern aus Wirtschaft, Politik und Forschung 
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erhalten. Bei Bedarf werden für spezifische Themen Arbeits-
gruppen eingerichtet (Vgl. LK Harz 2013). 
Die Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele zeigt sich auch bei der 
Verwaltung des Landkreises selbst. So wurde 2009 ein Umwelt-
managementsystem eingeführt und ist erfolgreich nach EMAS 
zertifiziert. Das EU-Öko-Audit stellt eine eigenverantwortliche 
und kontinuierliche Verbesserung des betrieblichen Umwelt-
schutzes sicher (LK Harz 2010).  
In kleineren Verwaltungseinheiten bietet sich die Ansiedlung des 
Themas in der Wirtschafts- und/oder Kulturförderung an, wobei 
der Aufbau eines Netzwerks mit engagierten Akteuren der 
Kommune ebenfalls ratsam ist. Das Projekt V20plus wurde in-
haltlich und organisatorisch von der benannten Agenda21-
Beauftraten und zwei wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen der 
Hochschule Harz koordiniert. Das Projektteam wurde als erste 
Anlaufstelle für die Partner und Bürger wahrgenommen und 
intensiv genutzt. 

3. Partizipation 
Ein Erfolgskriterium für die erfolgreiche Implementierung nach-
haltiger Regionalentwicklungsmaßnahmen ist eine adäquate 
Bürgerpartizipation. Im Hinblick auf Nachhaltigkeit und die ver-
abschiedete Agenda 21, steht das Prinzip der Einbeziehung aller 
Bevölkerungsgruppen an oberster Stelle.  

3.1. Bedeutung 

Das Ziel von Bürgerpartizipation ist es, eine „Bürgerbeteiligung 
von Anfang an“ (Schavan 2012) zu ermöglichen. Durch unmittel-
bare Betroffenheit werden kommunale Maßnahmen von vielen 
Teilen der Bevölkerung kritisch begleitet, wodurch allerdings 
auch die Prozessbeteiligung leichter erreicht werden kann. 
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Durch die Teilhabe lassen sich dementsprechend vermeintliche 
Ablehnungshaltungen und das Risiko von Protestbewegungen 
reduzieren und das Vertrauen in Land und Kommunen erhöhen 
(Vgl. Frehner 2004:11).  
Der Aspekt der Bürgerbeteiligung nimmt einen immer höheren 
Stellenwert ein, weil Kommunen und Länder sehr sparsam mit 
finanziellen und personellen Ressourcen umgehen müssen. Be-
teiligung ist nicht nur wichtig, um Akzeptanz für unliebsame 
Projekte, sondern auch um eine gemeinschaftliche Hilfe zur 
Selbsthilfe zu schaffen und damit die Einwohner zu mobilisieren, 
die zukunftsfähige Gestaltung ihrer Kommunen selbst in die 
Hand zu nehmen. Jedoch muss allen Verwaltungsmitarbeitern 
bewusst sein, dass Bürgerbeteiligung weder selbstverständlich 
ist, noch als Lückenfüller fungiert, um politische Verantwortung 
auszulagern. Vielmehr stellt es eine Grundlage von Demokratie 
sowie eine freiwillige Eigenleistung der Bürger dar. Aus diesem 
Grund ist es für den Prozess förderlich, den Bürgern eine ange-
messene Wertschätzung ihres Engagements entgegenzubringen. 
Partizipation verlangt eine kontinuierliche Kooperation von 
Verwaltung, Bürgern und der Wirtschaft, um gemeinsame Ziele 
zu erreichen. (Vgl. Nexus 2007:2-36, 132).  
Somit sollte ein möglichst großer Querschnitt in den Wand-
lungsprozess eingebunden werden, um einen transparenten 
Dialog zu gewährleisten. Für die zukunftsfähige Entwicklung der 
Kommune gilt dies im besonders hohen Maße, da diese den Men-
schen eine hohe Wandlungsbereitschaft abverlangt (Vgl. Frehner 
2004: 8). 
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3.2. Verschiedene Akteursgruppen 
Akteure, welche die Lebensqualität einer Region aktiv beeinflus-
sen, lassen sich in Privatpersonen, Unternehmen, Vereine und 
Verwaltungen einteilen. Sind sich privatwirtschaftliche und öf-
fentliche Einrichtungen ihrer Verantwortung bzw. Vorbildfunk-
tion, nachhaltiges Handeln vorzuleben, bewusst, ist es für die 
Kommune deutlich einfacher, dieses auch bei ihren Bürgern zu 
wecken (Vgl. Rat der Nachhaltigkeit 2011:42).  
Die Bundesregierung hat Managementregeln für die Nachhaltig-
keit aufgestellt und betont die Bedeutung der Beteiligung aller 
Akteure: 

„Bürgerinnen und Bürger, Produzenten und Verbraucher, 
Wirtschaft und Gewerkschaften, Wissenschaft, Kirchen 
und Verbände sind mit dem Staat wichtige Akteure der 
nachhaltigen Entwicklung. Sie sollen sich am öffentlichen 
Dialog über das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung 
beteiligen. Auch sollen sie sich eigenverantwortlich in ih-
ren Entscheidungen und Maßnahmen an diesen Zielen 
orientieren“, (Die Bundesregierung 2012a) 

Gerade in der Planung eines Veränderungsprozesses sollte daher 
der Einbeziehung der involvierten und potentiellen Projektpart-
ner genauso viel Aufmerksamkeit gewidmet werden, wie der 
eigentlichen Partizipation der Einwohner, um eine funktionie-
rende, vertrauensbasierte Kooperation zu realisieren. Auch bei 
Agenda-21-Prozessen anderer Kommunen zeigte sich, dass 
durch die Aktivierung von Vereinen, Verbänden und Unterneh-
men anerkannte Multiplikatoren gewonnen werden konnten 
(Vgl. Müller-Christ 1998: 83-86).  
Die Regionalforscher Maier und Tödtling betonen zudem, die 
akteursspezifischen Klassifikationsprobleme zu berücksichtigen, 
da eine Person in einer Kommune verschiedene Funktionen 
innehat und sie von einem Veränderungsprozess auf verschiede-
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ne Weise betroffen ist. Dementsprechend kann sie möglicher-
weise in verschiedenen Positionen auf das Projekt Einfluss üben. 
Dies verdeutlicht die Notwendigkeit, möglichst alle Ak-
teursgruppen einzubeziehen und eine kontinuierliche, transpa-
rente Kommunikation zu gewährleisten (Maier/Tödtling 1996: 
13-17).  
Für die Umsetzung des Projektes V20plus wurden regionale 
Akteure angefragt, sich an der ZWS zu beteiligen. Es konnten 
starke Partner aus Wirtschaft und Wissenschaft und dem Ver-
einswesen gewonnen werden, welche verschiedenen Nachhal-
tigkeitsbereiche abdeckten. Während der Projektlaufzeit haben 
sich Kooperationen mit weiteren Partnern ergeben, sodass die 
Bandbreite der Nachhaltigkeitsprojekte erweitert werden konn-
te.  
Nach der Auftaktveranstaltung und Individualterminen zur Klä-
rung jeweiliger Anforderungsprofile wurden für die Themen-
komplexe, bspw. beim Energiethema, Arbeitsgruppen gebildet, 
sodass die Bearbeitung in dem notwendigen konstruktiven 
Rahmen stattfand. Es konnte festgestellt werden, dass die zum 
Teil vorhandene Vernetzung verschiedener Akteursgruppen 
durch die ZukunftsWerkStadt noch verstärkt werden konnte.  
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3.3. Möglichkeiten der Partizipation 
In der Literatur wird zwischen der echten und unechten Form 
der Partizipation unterschieden, wobei die unechte Variante die 
Voraussetzung der echten darstellt. Die unechte Form der Parti-
zipation beinhaltet neben der Fülle an Informationen, die den 
Beteiligten übermittelt werden, auch das Recht der Mit-Sprache 
(Vgl. Frehner 2004:8). Nach einer gründlichen Information aller 
Bevölkerungsgruppen durch Workshops, Informationsrunden 
oder eine Internetplattform, kann eine erfolgreiche Mit-Sprache 
erfolgen. Diese Stufe der Partizipation ermöglicht Interessierten, 
zu einzelnen Themen Meinungen zu äußern und Vorschläge 
einzubringen, jedoch ohne Entscheidungsbefugnis. Diese erlan-
gen sie in der Stufe der Mit-Entscheidung. Hier können Bürger 
zusammen mit Verantwortlichen Ziele und Maßnahmen entwi-
ckeln. In der höchsten Beteiligungsstufe, der Selbstverwaltung, 
entscheiden Bürger nicht nur mit, sondern übernehmen die 
selbstständige Projektverantwortung (Vgl. SStUB 2011:29). Ne-
ben der Auswahl und Einbindung der verschiedenen Ak-
teursgruppen, ist es förderlich für ein Projekt, wenn am Ende 
eines Partizipationsprozesses, die echte Form und damit die 
benannte Selbstverwaltung erreicht wird. Hierbei ist die Projekt-
leitung gefragt, die Bürgergruppen kontinuierlich und aktiv zu 
begleiten, um eine erfolgreiche Übergabe und damit langfristige 
Wirkung im Hinblick auf die hier betrachtete nachhaltige Ent-
wicklung zu erreichen (Vgl. Frehner 2004:8).  
In Abbildung 1 ist dargestellt, wie sich die in V20plus durchge-
führten Partizipationsmaßnahmen in die echten und unechten 
Partizipationsformen eingliedern lassen.  
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Abbildung 1: Die Fünf Stufen der Partizipation, Quelle: eigene Dar-
stellung in Anlehnung an Frehner, P. et al. (2004), 8. 

 

Die Vernetzung der verschiedenen Akteure ist besonders er-
folgsentscheidend. Hierbei wird der Bottom-Up Ansatz mit dem 
Top-Down Ansatz verbunden (siehe Abbildung 2). So wurden in 
V20plus zu Beginn des Projektes die Wünsche und Vorschläge 
von den Einwohnern aufgenommen (Bottom-Up). Anschließend 
erfolgte die Prüfung, ob bzw. wie sie nach den Anforderungen 
nachhaltiger Entwicklung, mit den zur Verfügung stehenden 
Partnern, unter gegebenen finanziellen Mitteln sowie den gesetz-
lichen Rahmenbedingungen umsetzbar sind (Top-Down), d. h. es 
sind formelle, sowie informelle Planungsinstrumente zu beach-
ten. Betrachtet man die formelle Seite, gibt der Bund bspw. 
Grundsätze der Raumordnung vor und die Länder erstellen da-
raufhin bspw. die Ziele ihrer Raumordnungspläne (Vgl. ARL 
2013). 
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Abbildung 2: Bedeutung der Vernetzung der Akteure, Quelle: Eige-
ne Darstellung in Anlehnung an TU Darmstadt KLARA Net (2012). 

 

Informelle Planungsinstrumente, die im fortlaufenden Partizipa-
tionsprozess genutzt werden können, sind bspw. Arbeitskreise, 
Stadt- und Bürgerforen, Zukunftswerkstätten. Die in Hannover 
durchgeführten Agenda-21-Projekte ergaben, dass die Methode 
der Zukunftswerkstatt am besten wirkt. Die gebildeten Arbeits-
gruppen blieben auch nach der Projektlaufzeit bestehen (Vgl. 
Müller-Christ 1998: 83-86). 
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3.4. Beispielhafte Partizipationsmaßnahmen  
Im Projekt Vision20plus wurden die nachfolgenden Maßnahmen 
erfolgreich erprobt und eignen sich für die Umsetzung der kom-
munalen Bürgerpartizipation. Die Einteilung der Maßnahmen 
erfolgt in Anlehnung an die Abbildung 1: 
Information und Mit-Sprache: 

Ideenaufruf. Vor Beginn der Erarbeitung eines Nachhaltigkeits-
konzeptes sollte ein Workshop mit Bürgern und verschiedenen 
Vertretern aus Vereinen, Unternehmen und Verwaltungen orga-
nisiert werden, um so eine Bürgerbeteiligung von Anfang an zu 
ermöglichen. Auch im Rahmen des Projektes Vision 20plus dien-
te dieser zur ersten Informationsübermittlung und Ideensamm-
lung, um die Maßnahmen an die Bedürfnisse der Bevölkerung 
anzupassen. Hier ist es wichtig, jede eingereichte Idee ernst zu 
nehmen und auf Umsetzbarkeit im Rahmen des Vorhabens und 
im Sinne der Anforderungen nachhaltiger Regionalentwicklung 
zu prüfen.  
Eröffnung eines Projektbüros. Um die nachhaltige Entwick-
lung vor Ort voran zu bringen, bietet es sich an eine ständige 
Anlaufstelle vor Ort einzurichten. Dieses kann dann als Anlauf-
stelle für engagierte und interessiert Bürger, sowie als Werbe- 
und Informationsplattform für Vereine, regionale Unternehmen, 
Veranstaltungen und Neuigkeiten dienen. So kann die Präsenz 
der Verantwortlichen gewährleistet werden, wodurch wiederum 
das Vertrauen in die Vorhaben gestärkt wird. Auch der Verlauf 
der Nachhaltigkeitsmaßnahmen muss  den Bürgern fortlaufend 
präsentiert und sie müssen darüber kontinuierlich informiert 
werden. 
Im Projekt Vision 20plus wurde deutlich, dass diese Art der per-
sönlichen Präsenz enorm wichtig war, da die persönlichen Ge-
spräche vor Ort zur Weiterentwicklung der Projekte beitragen. 
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Mit-Sprache und Mit-Entscheidung: 

Themenkonferenzen. Moderierte Themenkonferenzen offerie-
ren die Möglichkeit über verschiedenste Möglichkeiten von 
nachhaltigkeitsmaßnahmen zu informieren und Bürger aktiv an 
der Auswahl und Gestaltung dieser Maßnahmen teilhaben zu 
lassen. Im Projekt V20plus lockten die organisierten Veranstal-
tungen, mit renommierten Referenten mehr Interessenten an, als 
ähnliche Veranstaltungen in den urbanen Zentren des Landkrei-
ses. 
Zu Beginn einer jeden Konferenz sollten Impulsvorträge gehal-
ten. Diese dienen neben Informationszwecken auch zur Darstel-
lung von Möglichkeiten und Best-Practice Beispielen, die den 
Bürgern die Vorstellungen möglicher Maßnahmen erleichtern. 
Ziel ist es, am Ende einer Themenkonferenz interessierte Bürger 
oder schon vorhandene Arbeitsgruppen für die Ideenbearbei-
tung zu gewinnen und sie schlussendlich mit Verfügungsgewal-
ten die spezifische Maßnahme auszustatten. Durch eine solche 
Verantwortungsabgabe soll ein möglichst langfristiger Erfolg 
(Stufe der Selbstverwaltung siehe Partizipationsstufen) in Bezug 
auf eine nachhaltige Entwicklung ermöglicht werden. Die höchs-
te Teilnehmerzahl wurde erreicht, als die Folgeveranstaltung zur 
Themenkonferenz Versorgungsmöglichkeiten im ländlichen Raum 
stattfand, bei der es konkret um den Aufbau eines Dorfzentrums 
für Deersheim ging. Dabei wurden Werbemaßnahmen nicht 
intensiviert. Hier bestätigte sich, dass unmittelbare Betroffenheit 
zur Teilnahme motiviert. Es stellte sich auch heraus, dass die bei 
der ersten Konferenz anwesenden hervorragend als Multiplika-
toren gewirkt haben und die Mundpropaganda gerade in ländli-
chen Gebieten nicht zu unterschätzen ist.   
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Abbildung 3: Themenkonferenz Versorgungsmöglichkeiten im 

ländlichen Raum in Osterwieck. 

Wichtigen Kostenfaktoren für die Veranstaltung von Themen-
konferenzen sind:  

• Miete Veranstaltungsräume für Themenkonferenz 
• Einladungen an Bürgermeister etc. 
• Honorare für durchschnittlich 2 Referenten je Veranstal-

tung 
• Anfertigung und Druck von Werbematerialien  

Ist es möglich, Veranstaltungen bei Projektpartnern zu realisie-
ren, minimieren sich entsprechend die Veranstaltungskosten 
Auch stehen gute Referenten manchmal ohne Honorar zur Ver-
fügung, da Beratung zu ihrer üblichen Geschäfts- und 
Akquisetätigkeit gehört. Bei Betrachtung der entstandenen Kos-
ten lässt sich feststellen, dass der notwendige Kapitalbedarf 
überschaubar blieb und auch von Kommunen getragen werden 
kann. Viel wichtiger war die zentrale Steuerung durch das Koor-
dinationsteam.  
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Mit-Beteiligung: 

Interaktive Internetplattform. Weiterhin wurde die Internet-
plattform www.vision20plus.de entwickelt, um die Bevölkerung 
kontinuierlich zu erreichen und zu informieren, aber auch um 
hier mittels Themenforen zu den einzelnen Schwerpunkten, 
Partizipation zu erproben. Eine solche Beteiligung, auch E-
Partizipation genannt, ist laut einer forsa Entscheiderbefragung 
von 2012 einer der bedeutendsten Trends der nächsten Jahre. 
Auch im Hinblick auf die Einbeziehung von Social Media Aktivitä-
ten, sahen diese Befragten großes Potential die Bürgerbeteili-
gung zu erhöhen (Vgl. Czotscher 2012: 5).  
Aktionstage. Neben Themenkonferenzen bieten sich Aktionsta-
ge an, welche durch kreative Veranstaltungsformate auf einen 
spezifischen Themenbereich aufmerksam machen. Dies wurde 
zum Beispiel im Projekt Vision20plus durch einen Apfel-, Unter-
nehmer- und Vereinsaktionstag umgesetzt.  
Für alle drei Formate gab es sehr positives Feedback. Insbeson-
dere nach dem Vereins- und dem Unternehmertag wurde die 
Möglichkeit der Vernetzung gelobt. Der Wunsch nach ähnlichen 
Wiederholungsveranstaltungen wurde mehrfach geäußert.  

 
Abbildung 4: Apfeltag in Osterwieck. 
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3.5. Ergebnisse der Partizipation  
Von allen im Projekt V20plus stattgefundenen Partizipations-
maßnahmen (in Summe 21 Maßnahmen), konnten 86 % mit 
Bürgerpartizipation durchgeführt werden. Fast ein Drittel ist in 
die Selbstverwaltung der Bürger übergegangen, wodurch ihr 
langfristiger Fortbestand deutlich wahrscheinlicher wird. Dies 
zeigt, dass eine umfangreiche Beteiligung von Beginn an möglich 
ist und sich diese auch in einer hohen Einsatzbereitschaft der 
Bevölkerung bis hin zur eigenverantwortlichen Übernahme der 
Projekte auszahlt. Somit wird mit dem Zielindikator, 70% der 
von einer Kommune durchgeführten Nachhaltigkeitsprojekte 
mittels Bürgerpartizipation umzusetzen, bewusst ein ambitio-
nierter Zielwert empfohlen, um für die Kommunalverwaltung 
Ansporn zu bieten, diese Potentiale engagiert zu nutzen. 
Eine wichtige Voraussetzung, um die auch nach Abschluss der 
ZWS die Weiterführung und Neugestaltung von Nachhaltigkeits-
projekten gemeinsam mit den Bürgern zu ermöglichen, sind 
dafür eingerichtete institutionalisierte Strukturen und Entschei-
dungsfreiheiten in der Verwaltung (Vgl. Rat der Nachhaltigkeit 
2011: 41). 

3.6. Langfristige Sicherstellung der  
Partizipation 

Angestoßene Nachhaltigkeitsmaßnahmen werden an strategi-
schen Zielsetzungen für die nachhaltige Regionalentwicklung der 
Modellregion ausgerichtet (Vgl. Kap. 4). Ihr Fortbestand soll 
durch Kooperationspartner oder engagierte Bürger gesichert 
werden. Bei vielen ist die öffentliche Verwaltung in Zukunft als 
Koordinierungs- und Anlaufstelle auch zukünftig gefragt. Für 
Kommunen, die sich nachhaltiger Entwicklung neu widmen, ist 
sie entscheidender Treiber und Koordinator, um das Thema in 
die Breite zu tragen. 
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Die Institutionalisierung von Nachhaltigkeit in der Verwaltung 
muss Folgendes leisten:  
• Gewährleistung der Aktivierung der Bürger, um ihre Ideen 

und ihr Engagement in den Prozess einzubringen und Maß-
nahmen zu entwickeln die von den Bürgern bis hin zur 
Selbstverwaltung (mit-) getragen werden  

• Andersherum bedarf es der bewussten Selektion Nachhal-
tigkeitsmaßnahmen, um einen effektiven und stimmigen 
Entwicklungsprozess zu realisieren, anstatt nach Gießkan-
nenprinzip vorzugehen. 

Der Landkreis Harz bot hierfür mit der bestehenden Agenda 21-
Stelle und dem regelmäßig tagenden Agenda-Beirat bereits eine 
gute Basis für eine Weiterentwicklung der Institutionalisierung 
in enger Verzahnung mit den Gemeinden.   
Überzeugende Haltung der Verwaltung. Um solch eine Strate-
gie aufzusetzen, muss in erster Instanz in der Verwaltung und 
dann auch in der öffentlichen Wahrnehmung deutlich werden, 
dass die Nachhaltigkeitsmaßnahmen einen hohen Stellenwert 
für die Kommune haben. Für die Glaubwürdigkeit in der öffentli-
chen Wahrnehmung ist es ebenfalls von Bedeutung, dass die 
Verwaltung selbst mit gutem Beispiel voran geht. Dafür wurde z. 
B. in Kooperation mit der ZWS ein Positionspapier Nachhaltig-
keitsmanagement in der öffentlichen Verwaltung aufgelegt, wel-
che sich an den Standards der EMAS Umweltmanagement-
Vorgaben für die öffentliche Hand orientiert (Vgl. UBA 2011). 
Darin wurden Nachhaltigkeitsmaßnahmen für das Rathaus auf-
gelegt, welche entweder sofort umgesetzt oder deren Einführung 
vorbereitet wird.  
Gewährleistung des Bürgerdialogs. Um den Bürgerdialog über 
Nachhaltigkeitsthemen zu gewährleisten, sollte eine ständige 
Anlaufstelle für Bürger geschaffen werden. Hier bietet sich zum 
Beispiel das Format der Stadt- oder Bürgerinformation an. Somit 
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können Engagierte betreut werden, die in bestehenden Nachhal-
tigkeitsprojekten tätig sind oder aktiv werden wollen sowie 
Einwohner, die ihre Ideen umsetzen möchten und dafür Unter-
stützung suchen. Diese Schnittstelle kann erste Informationen 
gegeben, Themen vorselektieren und diese regelmäßig mit der 
Stadtverwaltung bzw. anderen Akteuren abstimmen sowie Be-
sprechungstermine vereinbaren. Wenn Projekte auch mit dem 
Landkreises abzustimmen sind, z. B. weil sie einen höheren Fi-
nanzbedarf haben oder für andere Regionen des Landkreises 
interessant sind, werden sie der Agenda-21-Beauftragten vorge-
stellt, welche den Vorschlag auf die strategischen Ziele des Land-
kreises prüfen, ggf. den Vorschlag im Agenda Beirat diskutieren 
und die notwendigen Akteure mobilisieren kann. Dies garantiert 
den kontinuierlichen Dialog mit den Bürgern sowie eine regel-
mäßige Absprache mit Stadt und/oder dem Landkreis bezüglich 
etwaiger neue Initiativen.   
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4. Konzeptentwicklung  
In diesem Kapitel geht es um die Entwicklung der Nachhaltig-
keitsstrategie für die kommunale Entwicklung. Der Prozess, 
angepasst an die Bedingungen vor Ort, kann in fünf Ebenen un-
terteilt werden: die Analyse der Ausgangssituation, die Festle-
gung der Ziele und Handlungsschwerpunkte, die konkrete Maß-
nahmenentwicklung, die Umsetzung sowie die Kontrollebene. 
Diese werden von den Maßnahmen zur Bürgerpartizipation 
flankiert. (Vgl. Abb. 1). 

 

Abbildung 5: Kontinuierlicher Entwicklungsprozess der Nachhal-
tigkeitsstrategie. 
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4.1. Analyse der Ausgangssituation 
Bei der Analyse der Ausgangssituation geht es neben der Situati-
onsanalyse in der Kommune darum, Komplexitäten zu erfassen 
und Integrationsprobleme für nachhaltige Entwicklung zu eruie-
ren. Neben geographischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Gegebenheiten, spielen hier auch die Werte und Einstellungen 
der Bevölkerung eine entscheidende Rolle. Neben der Auseinan-
dersetzung mit dem Status Quo im Bereich der nachhaltigen 
Entwicklung aus wissenschaftlicher Sicht, ist eine Benchmark-
Analyse bestehender Nachhaltigkeitsinitiativen anderer Kom-
munen empfehlenswert. In der Phase werden die kommunalen 
Nachhaltigkeitsthemen erarbeitet.  
Diese lassen sich, unabhängig von der jeweiligen Kommune, in 
folgende Themenbereiche unterteilen:  
Tabelle 1: Analysethemen für die Themenbereiche der kommuna-
len Nachhaltigkeitsstrategie, orientiert an den Schwerpunkten der 
Integrierten Gemeindliche Entwicklungskonzepte des MLU Sach-

sen-Anhalt 

Themenbe-
reiche 

Analysethemen für die Kommu-
nen 

Informationspool 

Demografi-
sche Ent-
wicklung in 
der Ge-
meinde 

• Untersuchungsgebiet – Einordnung 
der Gemeinde in Sachsen-Anhalt 
(z.B. Stadt, ländlicher Raum, Lage, 
Zentralität – Raumtyp) 

• Demografische Ausgangslage und 
Prognose für das Gemeindegebiet 
(z.B. Entwicklung insgesamt, sozi-
al-demografische Entwicklung, re-
gionale Verteilung – Ortsteile) Dar-
stellung der Bevölkerungsentwick-
lung 

• Stärken-Schwächen-Analyse (z.B. 
Zahlen, Daten und Fakten zu Han-
del, Gewerbe, Industrie und Land-
wirtschaft, Erwerbstätigkeiten der 
Gemeinde, kommunale Finanz-
kraft, erneuerbare Energien,  

Bertelsmann Stif-
tung:  
Demographie kon-
kret – 
Handlungsansätze 
für die kommunale 
Praxis, URL: 
http://www.wegwei
ser-
kommu-
ne.de/themenkonze
pte/demographie/d
ownload/pdf/Demo_
konkret_2005.pdf  
 
Bevölkerungsdaten 
für Sachsen-Anhalt: 
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Bildungsstandort, Familienfreund-
lichkeit, Generationengerechtigkeit, 
Willkommenskultur, touristische 
Wertigkeit)  
• Auswirkungen auf die interkom-
munale Zusammenarbeit 

5. Regionalisierte 
Bevölkerungsvo-
rausberechnung 
Sachsen-Anhalt, 
URL:  
http://www.sachsen
-
an-
halt.de/index.php?id
=42290 

Gemeinde 
und Bürger-
schaft 

• Ehrenamt 
• Bürgerliches Engagement,  
• Vereinswesen, Zusammenarbeit 
mit und Förderung von Vereinen; 
Vereine als Träger  von Heimat- und 
Kulturgeschichte sowie von Einrich-
tungen der Dorfgemeinschaft 

BMVBS: Aktionspro-
gramm regionale 
Daseinsvorsorge, 
URL: 
http://www.regiona
le-
daseinsvorsor-
ge.de/56/.  
 
Jung, H.-U. et al 
(2009): Gestaltung 
der 
Daseinsvorsorge im 
demographischen 
Wandel für das Ge-
biet der Regionalen 
Entwicklungskoope-
ration Weserberg-
land plus, Hannover. 

Allgemeine 
Daseinsvor-
sorge/ 
Basisdienst-
leistungen 

• Dienstleistungsangebot der Ge-
meindeverwaltung  
• Grundversorgung (Einzelhandel, 
Gewerbe, Banken, Post, etc.) 
• Gesundheitswesen (Ärzteversor-
gung, Apotheken, Versorgung mit 
übrigen Gesundheitsdienstleistun-
gen) 
• Abwehrender Brandschutz, Was-
serwehr 

Bedarfsge-
rechte Inf-
rastruktur 

• Straßen- und Wegenetz (ein-
schließlich   
   Unterhaltung) 
• Wasserversorgung 
• Abwasserbeseitigung 
• Versorgung mit Elektrizität, Gas 
• Breitbandversorgung 
• Öffentlicher Personennahverkehr, 
Mobilität 
• Wohninfrastruktur (z.B. Standort-
verteilung, Wohnungsmarkt, Quali-
tät, Quartiersmanagement, 
Barrierefreiheit)  

BMVBS (2011): 
Handlungsleitfaden 
zur  
Energetischen Stadt-
erneuerung, URL: 
http://www.bbsr.bu
nd.de/cln_032/nn_1
87666/BBSR/DE/Ve
roeffentlichungen/B
MVBS/Sonderveroef
fentlichungen/2011
/Handlungsleitfaden
EE.html 
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Bauliche 
Entwicklung 

• Flächennutzungsplanung und 
Bebauungsplanung 
• Flächenmanagement 
• Dorfentwicklung/ /Stadtumbau 
• Bautätigkeit u. Wohnungsangebot 

 
Akademie für Raum-
forschung und Lan-
desplanung (ARL), 
URL: 
http://www.arl-
net.de/ 

Bildung, 
Erziehung, 
Familie, 
Senioren 

• Familienfreundlichkeit, ggf. Gleich-
stellung 
• Kinderbetreuung, Kindertagesein-
richtungen 
• Schulträgerschaft, Schulstandorte 
• Jugendhilfe (Betreuung von Kin-
dern und Jugendlichen in der Frei-
zeit) 
• Seniorenbetreuung  

FaFo Baden-
Württemberg 
(2007): Familien-
freundliche Kommu-
ne. Wege zu mehr 
Familienfreundlich-
keit, URL: 
http://www.familien
freundliche-
kommu-
ne.de/FFKom/praxis
beispie-
le/805807001.pdf.  
BMFSFJ (2005): 
Einnahmeeffekte 
beim Ausbau von  
Kindertagesbetreu-
ung, Berlin. 
 

Freizeit-
einrichtun-
gen 

• Sportstätten 
• Kulturelle Einrichtungen (z. B. 
Museum, Bücherei etc.) 
• Seniorentreffs 
• Jugendclubs 
• Dorfgemeinschaftshäuser 

Klima-
schutz, 
Anpassung 
an den 
Klimawan-
del 

• Mögliche Extremereignisse 
• Wassermanagement, Siedlungs-
wassermanagement 
• Katastrophen- und insbesondere 
Hochwasserschutz 
• Bodenerosion, Biodiversität  
• Klimaschutz, ggf. Mikroklima und 
Luftgüte  

Klimalotse, Leitfaden 
zur Anpassung an 
den Klimawandel, 
URL: 
www.klimalotse.anp
assung.net  
Klimascout – Wiki 
zur Anpassung an 
den Klimawandel für 
Kommunen, URL: 
http://www.klimasc
out.de/.  
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Wirtschafts-
förde-
rung/Stärku
ng der Wirt-
schaftskraft 

• Ansiedlung von Handel, Gewerbe 
und Industrie sowie deren Be-
standspflege 
• Tourismuswirtschaft u. -förderung 

Bundesverband der 
Regionalbewegung e. 
V.,URL: 
http://www.regiona
lbewegung.de .  
 
Plattform zur Gesell-
schafts- und Regio-
nalentwicklung, 
URL:   
http://www.regiona
lentwicklung.de/ 

 

Zudem ist es ratsam, die Schwerpunkte der Bürger zu ermitteln. 
Schließlich bedingt die Bandbreite der Themen, auf Grund von 
personeller und finanzieller Kapazitätsgrenzen, eine Voraus-
wahl. Durch einen Aufruf in der Bevölkerung, eigene Ideen und 
Themenwünsche zu äußern sowie an den Maßnahmen aktiv 
mitzuwirken, kann Bürgerpartizipation von Prozessbeginn an 
realisiert werden. Dies fördert einerseits die öffentliche Akzep-
tanz für bevorstehende Projekte und erhöht zudem die Wahr-
scheinlichkeit für die Eigenmotivation der Bürger, die Projekte 
selbst weiterzutragen.  

Im Projekt V20plus wurden dafür zum Projektstart eine Bürger-
befragung sowie ein sich anschießender Workshop durchge-
führt, um die Schwerpunktthemen für die nachhaltige Kommu-
nalentwicklung aus Sicht der Einwohner zu ermitteln. Die einge-
reichten Ideen und Vorschläge wurden als Grundlage für die 
Entwicklung von sieben Bürgerschwerpunkten [BSP] genutzt, 
welche den nachhaltigen Regionalentwicklungszielen zugeord-
net wurden. Auf Grund der Synergieeffekte zwischen den einzel-
nen Projekten, können die BSP durch verschiedene Projekte 
unterstützt werden.  
Ziel war es, während der Projektzeit eine möglichst solide 
Grundlage für die Realisierung der Bürgerwünsche zu schaffen: 
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Tabelle 2: Bürgerschwerpunkte im Projekt V20plus 

1 

Klimaschutz durch Einsatz erneuerbarer Energien und Energiespa-
ren (Entwicklung eines Schulungsprogrammes für Handwerker und 
Informationszentrum für Hauseigentümer, wissenschaftliche Beglei-
tung des Schwerpunktes durch das Fraunhofer-Institut IWES) 

2 Sanfte Mobilität (Projekt der Harz AG) 

3 Natur- und Umweltschutz/Umweltbildung (Projekte in Zusammen-
arbeit mit dem Netzwerk Zukunft, BUND und NaBu) 

4 Versorgung auf dem Land (Entwicklung eines Konzepts für ein Dorf-
zentrum in Deersheim am Beispiel von Jülich-Barmen) 

5 
Entwicklung neuer Wohn- und Betreuungsformen (Aufbau eines 
Wohn-, Kommunikations- und Betreuungszentrums mithilfe der 
Wohnungsgesellschaft Osterwieck mbH) 

6 

Belebung der Osterwiecker Innenstadt, welche durch den Fortzug 
und Findung eines Alleinstellungsmerkmales (Leerstands-
Management, Programmkino, Tag der Regionen, Projektbüro, sozia-
ler Büchertisch) 

7 
Brandschutzsicherung/Stärkung der Vereine (Einstellung eines 
Brandschutzbeauftragten durch die Stadt Osterwieck  und Vereins-
aushänge im Projektbüro und auf Internetseite von Osterwieck) 

4.2. Festlegung der Ziele und Handlungsschwer-
punkte 

Anschließend werden auf der Zielebene die Veränderungsbedar-
fe und Handlungsschwerpunkte bestimmt und ein ganzheitliches 
Ziel- und Bewertungssystem erzeugt.  
Für die ganzheitliche nachhaltige Entwicklung einer Kommune 
gilt es, die Gebiete für die Herausforderungen des demographi-
schen Wandels, aber auch im Sinne der notwendigen Klima-
schutzmaßnahmen und den ökologischen Anforderungen zu-
kunftsfähig aufzustellen. In ländlichen geprägten Regionen 
kommen durch die Kombination von Überalterung und Abwan-
derung erschwerend Probleme bei der Aufrechterhaltung der 
gängigen Daseinsvorsorgeleistungen hinzu.  
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Der Anspruch einer zukunftsfähigen Entwicklung sollte sich in 
den strategischen Zielsetzungen und dem Bewertungssystem, 
bestehend aus operationalisierbaren Indikatoren, widerspie-
geln. Die Erkenntnisse aus den Untersuchungen für die Aufstel-
lung der Indikatoren in der ZukunftsWerkStadt, lassen sich wie 
folgt zusammenfassen:  

• die aus den Nachhaltigkeitsindikatoren abzuleitenden 
Maßnahmen greifen ineinander und sollten nicht ne-
beneinander herlaufen 

• aus der Schwerpunktsetzung in ländlichen Gebieten re-
sultiert, dass die Problemfelder Arbeitslosigkeit, Ab-
wanderung und Überalterung sich stärker auswirken, 
als im urbanen Umfeld 

• die finanzielle Notsituation der Kommune bedingt die 
Stärkung der Bürgerbeteiligung 

• die Voraussetzungen in der Modellregion sind gut, da 
eine vielfältige Kultur und Wirtschaft besteht, getragen 
von engagierten und zahlreichen positiv eingestellten 
Bewohnern.   

Einige aufgestellte Ziele gehen mit den Nachhaltigkeitszielen der 
Bundes- und Landesebene d'accord (Vgl. Bundesregierung 
2012b/LSA 2011), da sich für Landkreis und Gemeinden hierbei 
keine gesonderte Zweckmäßigkeit ergibt und nur die der Ziel-
wert auf regionale Bedingungen angepasst werden muss. Andere 
wiederum bedingen sich aus den Anforderungen der regionalen 
Verantwortung, wie die Stärkung der regionalen Wertschöpfung 
oder die Gewährleistung der Versorgungssicherheit im ländli-
chen Raum.  
Im Projekt V20plus wurden für den ländlich geprägten Landkreis 
Harz drei Kernziele für eine nachhaltige Entwicklung aufgestellt: 

• Abwanderung stoppen- Standortqualität bewahren 
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• Versorgung sichern – Selbstversorgungsgrad der Region 
erhöhen 

• Integrierter Umwelt- und Klimaschutz.  
Für das Erreichen dieser drei Kernziele umfasst die Nachhaltig-
keitsstrategie sechs konkrete Arbeitsbereiche, aus denen 20 
strategische Zielsetzungen abgeleitet wurden. Daraus ergaben 
sich operative Maßnahmen, welche auf diese Zielerreichung 
ausgerichtet waren und mit den oben genannten Bürgerschwer-
punkten d’accor gingen. Einen Überblick über strategischen Ziele 
und Indikatoren in V20plus gibt die folgende Tabelle 2. 

Um die Erfolgsmessung dieser strategischen Ziele zu ermitteln 
sollten Schlüsselindikatoren ermittelt werden, deren Evaluation 
allerdings einer langfristigen Betrachtung bedarf. Deren Verfol-
gung war im Rahmen der ZWS-Initiative nicht machbar. Aller-
dings wurden die angestoßenen bzw. umgesetzten konkreten 
Maßnahmen ebenfalls mit operativen Indikatoren für die kurz- 
bzw. mittelfristige Erfolgsüberprüfung evaluiert.  

Tabelle 3: Strategische Ziele und Zielindikatoren 

Bereich Nr. Strategisches Ziel Zielindikatoren für 
2020 

Bürger-
partizipation 

 

1 

Bürger in Entwicklungs-
prozess kommunaler 
Nachhaltigkeitsprojekte 
einbeziehen  

Anteil der unter Bürger-
partizipation entwickel-
ten kommunalen Nach-
haltigkeitsprojekte auf 
70 % erhöhen 

2 
Projekte in Bürgerver-
antwortung übertragen  

30 % der Nachhaltig-
keitsprojekte in die 
Selbstverwaltung der 
Bürger übertragenen  

Daseins-
vorsorge 3 

Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel steigern  

Etablierung eines kom-
munalen Bürgerbusmo-
dels 
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4 
Nahversorgung mit Le-
bensmitteln im ländlichen 
Raum reaktivieren   

Versorgungsgrad der 
Ortschaften mit  Le-
bensmittelgeschäften 
auf 30 % erhöhen 

5 
Medizinische Versorgung 
im ländlichen Raum si-
cher stellen  

30 % der Ortschaften 
mit mobilen Arztpraxen 
versorgen  

6 
Kultur- Freizeit- und 
Bildungsangebote auf-
recht halten und verbes-
sern   

Zahl kommunaler Ver-
einsmitglieder um 10 % 
erhöhen;  

7 Brandschutz gewährleis-
ten  

Gewährleistung der 
Tageseinsatzbereitschaft  

 
Energie 

 

 

 

8 
Senkung der Energienut-
zung  

Primärenergieverbrauch 
um 20 % bis 2020 redu-
zieren 

9 
Senkung der Treibhaus-
gase  

CO2- Einsparungen & 
Emissionen um 40 % bis 
2020 reduzieren 

10 
Anteil der erneuerbaren 
Energien erhöhen 

Anteil EE am Stromver-
brauch auf 18 % erhö-
hen 

Umwelt und 
Naturschutz 

 

 

11 Arten erhalten - Lebens-
räume schützen  

Anstieg auf den Index-
wert 1001 

12 
Landbewirtschaftung 
nachhaltig gestalten - 
Verringerung Stickstoff-
nutzung  

Anteil Ökolandbau an 
lw. genutzter Fläche auf 
20 % erhöhen.  

Nachhaltige 
Wirtschaft 

 

 

13 Beschäftigungsniveau 
steigern  

Erwerbstätigenquote 
um 10 % erhöhen 

14 
Betriebliches Energie- 
und Umweltmanagement 
steigern  

Anteil der Betriebe mit 
UMS + EMS um 20 % 
erhöhen 

                                                           
1 Statistisches Bundesamt (2012): 16f. . 
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15 Stärkung  der regionalen 
Wertschöpfung  

Existenzgründungen um 
10 % erhöhen  

Gesellschaft  

  

  

16 
Bevölkerungsschwund 
eindämmen - Perspekti-
ven schaffen  

Positives oder ausgegli-
chenes Wanderungssal-
do; Steigerung Gebur-
tenraten um 10 %  

17 
Bildung und Qualifikation 
verbessern 

Anteil 18-24-Jährigen 
ohne Abschluss unter 10 
% halten2 

18 Haushaltsdefizit Gemein-
de/Landkreis reduzieren 

 Haushaltsdefizit unter < 
3 % 

4.3. Maßnahmenentwicklung  
Bei der Maßnahmenentwicklung geht es um die Entwicklung der 
konkreten, an den Zielen ausgerichteten, Nachhaltigkeitsmaß-
nahmen, welche in der Kommune umgesetzt werden sollen. 
Hierbei werden die konkreten technischen, institutionellen und 
prozessualen Mittel und Instrumente selektiert, anschließend 
implementiert und ihre Wirksamkeit abschließend evaluiert. 
Auch im Hinblick auf die reale Ausgestaltung operativer Maß-
nahmen muss der Kommunalverwaltung die ganzheitliche Auf-
gabenstellung stets bewusst sein.  
Dabei werden kontinuierlich Bürger und Experten beteiligt, so-
dass der gesamte Prozess, von der Strategieentwicklung ausge-
hend zur Maßnahmenentwicklung, von den gesellschaftlichen 
Akteuren mitgetragen wird. Tabelle 3 demonstriert am Beispiel 
der Detailtabelle Energie, wir sich die konkreten operativen 
Maßnahmen mit ihren dazugehörigen Evaluationsindikatoren in 
die aufgestellte Nachhaltigkeitsstrategie einfügen.  

                                                           
2 https://www.statistik.sachsen-
anhalt.de/apps/StrukturKompass/indikator/zeitreihe/1 
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Tabelle 4: Detailtabelle Bereich Energie 

 

4.4. Umsetzung 
An dieser Stelle wird dargestellt, wie das Projektmanagement für 
die Entwicklung nachhaltiger Regionalentwicklungsmaßnahmen 
eingesetzt werden kann. Themenübergreifend haben sich im 
Vorfeld der operativen Maßnahmen folgende Schritte bewährt:   

1. Identifikation geeigneter Best-Practice-Projekte 
2. Projektauswahl für die Präsentation auf den Themen-

konferenzen 
3. Einladung der Projektträger zu den Themenkonferenzen 
4. Öffentliche Vorstellung der Projekte auf der Themen-

konferenz 
5. Auswahl eines Projektes durch die Bürger der EHG für 

die Weiterbearbeitung 
6. Gründung einer Lenkungsgruppe (bestehend aus dem 

Projektteam der ZWS, Bürgern und/oder Vereinen und 
Unternehmen) zur Bearbeitung des Themas 

7. Weichenstellung für die Übergabe in Selbstverwaltung 
von kommunalen Akteuren (Bürgern, Unternehmen, 
Vereinen oder Verwaltung).  
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Die Erklärung der Projektenentwicklung erfolgt an einem kon-
kreten Beispiel aus dem Projekt V20plus.  
Ausgewählt wurde das Teilprojekt: Aufbau eines Dorfladens in 
der Ortschaft Deersheim.  
Hintergrund. In der aufgestellten Nachhaltigkeitsstrategie ist 
ein Schwerpunkt des Bereichs Daseinsvorsorge die Nahversor-
gung mit Lebensmitteln im ländlichen Raum zu verbessern, da 
die Versorgungsstrukturen für Lebensmitteln und Waren des 
täglichen Bedarfs in den Ortschaften nur noch spärlich ausge-
prägt sind. Diese Defizite wirken sich zum einen nachteilig auf 
die Attraktivität der Dörfer aus und zum anderen stellen sie ins-
besondere ältere, immobile Menschen vor Herausforderungen in 
Bezug auf den Wareneinkauf.  
Im Rahmen der ZWS wurden verschiedene Möglichkeiten identi-
fiziert, um sich diesen Problemen zu stellen. Insbesondere wurde 
darauf geachtet, mit der anvisierten Maßnahme langfristig stabi-
le Versorgungsmöglichkeiten aufzubauen und regionale Versor-
gungsstrukturen reanimiert werden können. Zahlreiche erfolg-
reiche Initiativen kann bspw. der Bundesverband der Regional-
bewegung präsentieren (Vgl. BR 2013). Als Best Practice-
Beispiel für die Modellregion hat sich das Konzept des Dorv-
Zentrums in Jülich-Barmen herauskristallisiert, die sich als Mo-
tor der sozial ökologischen Regionalwirtschaft des Berchtesga-
dener Landes etabliert haben (Vgl. Regiostar 2013). 
Das Dorv-Konzept. Die Kernidee des Konzeptes sind multifunk-
tionale Dorfzentren, welche weiterentwickelte Dorfläden dar-
stellen. Sie vereinen einzelne Anbieter wie Bäcker, Metzger, 
Sparkasse, Post und Lebensmittelgeschäfte, womit sie mehr Ser-
vice bieten als gängige Supermarktfilialen. Das Konzept verfolgt 
passend zu den Anforderungen der nachhaltigen Regionalent-
wicklung folgende Grundsätze:  
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• Lebensraum auf den Dörfern stärken 
• Eigenständige wirtschaftliche und kulturelle Identität 

der Dörfer erhalten 
• Nachhaltigkeit fördern 
• Gedanken der lokalen Agenda werden optimal erfüllt: 

Ökonomie - Ökologie - Soziales 
• Beachtung der Demografischen Entwicklung: "Wir wer-

den immer älter". 
Um durch die Dorv-Zentren die Entwicklung der regionalen 
ländlichen Strukturen zu stärken bzw. zu erhalten, wird vorran-
gig mit Betrieben aus dem Umfeld kooperiert. Somit wird nicht 
nur dadurch CO2 vermieden, dass die Bürger der Dörfer für viele 
Erledigungen das Auto nutzen müssen, sondern auch durch die 
kurzen Wertschöpfungsketten der angebotenen Produkte. Somit 
sind die Dorv-Zentren und damit auch ihre Kunden weniger 
anfällig für voraussichtliche Ölpreissteigerungen. Mittlerweile 
haben sich in ganz Deutschland elf weitere Dorv-Zentren entwi-
ckelt, von denen jedes schwarze Zahlen schreibt (Vgl. Dorv eV 
2013).  
Anwendung in der Modellregion. Nachdem dieses Konzept für 
die Modellregion ausgewählt wurde, konnte im Rahmen der ZWS 
der Aufbau eines Dorfladens für eine Ortschaft in der Einheits-
gemeinde verfolgt werden, welcher sich an den Dorv-Zentren 
orientiert. Hierfür standen Berater der Dorv-Zentren zur Verfü-
gung.  
Vorgehen. Zunächst besuchte die Agenda21-Beauftragte die 
Projektinitiatoren im Dorv-Zentrum in Jülich-Barmen, um einen 
Eindruck von der Initiative zu erhalten. Anschließend wurden 
Gespräche mit Vereinsvertretern über die möglichen Kooperati-
onsmöglichkeiten mit der ZukunftsWerkStadt geführt. Nachfol-
gend wurde die erste Themenkonferenz zur Entwicklung von 
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Versorgungsmöglichkeiten im ländlichen Raum in der Modellregi-
on durchgeführt. Hier wurde den Bürgern das Dorv-Konzept 
neben anderen Projekten, als eine Umsetzungsvariante für die 
zukünftige Versorgung der Ortschaften vorgeschlagen.   
Es stellte sich heraus, dass Anwesende aus einer Ortschaft, wel-
che aktuell von der Schließung der letzten Kaufhalle betroffen 
war, besonderes Interesse an dem Dorv-Konzept und vor allem 
Einsatzbereitschaft für solch ein Projekt zeigten (Vgl. Heinecke 
2012). Diese ist im besonderen Maße notwendig, da der Dorfla-
den zwar angestoßen werden kann, aber von Engagierten im Ort 
getragen werden muss. Somit wurde im November eine Bürger-
informationsveranstaltung in der Ortschaft Deersheim speziell 
für das vorgeschlagene Dorv-Konzept abgehalten, welche mit 
nahezu 100 Interessierten, entsprechend 10 % der Dorfbevölke-
rung, großen Anklang fand.  
 

 
Abbildung 6: Bürgerinformationsveranstaltung Deersheim. 

 
Dabei wurde durch den Experten besonders heraus gestellt, dass 
die Existenz von den Bewohnern selbst abhängt. Dies verlangt 
zunächst eine umfassende finanzielle Unterstützung z. B. in Form 
von Bürgeraktien - „Die Rendite ist der Laden selbst“, (Klems 
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2013) und auch eine Änderung des Kaufverhaltens. Aus dieser 
Veranstaltung bildete sich der Kern der daraufhin gegründeten 
Lenkungsgruppe heraus, bestehend aus dem Bürgermeister der 
Ortschaft, engagierten Vertretern aus Wirtschaft und Gesell-
schaft sowie aus dem Projektteam der ZukunftsWerkStadt. 
Wie im Vorfeld verdeutlicht worden ist, hängt der Erfolg des 
Dorfladens von äußeren Einflüssen ab. Deshalb müssen durch 
die Lenkungsgruppe im Vorfeld der Unternehmensgründung 
folgende Arbeitsschritte durchgeführt werden:  

1. Sorgfältige Standortwahl: Die ehemalige Kaufhalle der 
Ortschaft ist bspw. nicht barrierefrei und stark sanie-
rungsbedürftig. Daher wird eine im Zentrum des Dorfes 
befindliche Gutsanlage für den Dorfladen ausgewählt. Da 
dieses Gebäude an sich erhaltenswert ist, hat der För-
derverein Edelhof e.V., wovon Mitglieder Teil der Len-
kungsgruppe sind, für seine Sanierung eine LEADER-
Förderung beantragt.  

2. Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für Deersheim, um her-
auszufinden, ob bei den gegebenen Standortbedingun-
gen ein Dorfladen rentabel betrieben werden kann. 

3. Bedarfsanalyse, wo durch eine Bevölkerungsumfrage 
auf Grundlage des Dorv eV ermittelt wird, ob die Be-
wohner einen Dorfladen unterstützen, dort einkaufen 
würden und auf welche Angebote sie Wert legen. Diese 
wird aktuell (Stand Mai 2013) durch die Lenkungsgrup-
pe mittels einer persönliche Befragung in den Haushal-
ten durchgeführt. Somit kann das Projekt und der Fra-
gebogen erklärt und Missverständnisse unkompliziert 
geklärt werden.  
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4.5. Kontrolle 
In der Evaluationsphase werden Erfolge, aber auch Schwachstel-
len und Veränderungsbedarfe aufgedeckt, welche es in Folgepro-
jekten zu vermeiden gilt. Auch wenn dieser Punkt an letzter Stel-
le steht, ist es entscheidend, diesen von Projektbeginn an zu 
berücksichtigen und auf die offenen Fragen abzustimmen. Dies 
gilt insbesondere, wenn ein Prozessverlauf untersucht werden 
soll oder die Evaluationsinstrumente eine gewisse Vorberei-
tungszeit benötigen, wie z. B. die Erstellung von Umfragebögen. 
Durch die Detailtabelle 4 ist die Einbettung der Beispielmaß-
nahme in die Nachhaltigkeitsstrategie dargestellt. Die operativen 
Indikatoren messen die Ergebnisse der durchgeführten operati-
ven Maßnahmen. So zeigt sich, dass die 2. Konferenz, welche 
speziell für den Dorfladen in der Ortschaft durchgeführt worden 
ist, im Vergleich zu ersten Konferenz doppelt so viele Teilnehmer 
besuchten. Hier stellte sich heraus, dass die Betroffenheit durch 
die Schließung der Kaufhalle Wirkung zeigt, die Mundpropagan-
da im ländlichen Gebiet gut funktioniert und die Konferenz zu-
dem auch als gesellschaftliche Veranstaltung genutzt wird.  
Die direkte Ansprache der Bevölkerung durch die Umfrage in 
den Haushalten war ebenfalls sehr wirkungsvoll, sodass eine 
hohe Rücklaufquote von etwa 50 % erreicht werden konnte und 
die Ergebnisse damit eine aussagekräftige Übersicht darstellen. 
Da der Prozess noch nicht abgeschlossen ist, können bei den 
operativen Evaluationsindikatoren zunächst nur die bisherigen 
Resultate aufgeführt werden. Für die Berechnung des Schlüssel-
indikators bedarf es der Ermittlung der tatsächlichen Auswir-
kungen des Dorfladens auf den Versorgungsgrad in der Ort-
schaft. Dies wird allerdings erst in der langfristigen Betrachtung 
möglich.  
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Tabelle 5: Auszug aus der Detailtabelle Bereich Daseinsvorsorge 

 

 
  

Bereich Strateg.  
Ziel 

Schlüsselindikator Operative Maß-
nahmen 

Operative  
Indikatoren 

Da
se

in
sv

or
so

rg
e 

Nahversor-
gung mit 
Lebensmit-
teln im ländli-
chen Raum 
reaktivieren   

Versorgungsgrad 
der Ortschaften mit  
Lebensmittelge-
schäften auf  
30% erhöhen 

Themenkonferenz 
zur ländlichen 
Versorgung;  
Gründung der 
Lenkungsgruppe 
zur Gründung 
eines multi-
funktionalen 
Dorfzentrums;  
Bevölkerungsum-
frage 

Themenkonferenz 
Versorgung: 48 
Teilnehmer 
Themenkonferenz 
Dorfladen: 100 
Teilnehmer 
Rücklaufquote bei 
Meinungsumfrage 
zum Dorfladen: 
51%  
Anteil der Projekt-
befürworter: 86,5% 
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5. Weiterführende Informationen und Fördermit-
tel   

Für die Bearbeitung solch eines interdisziplinären Aufgabenfel-
des bedarf es der unterschiedlichsten Informations-quellen. Im 
Folgenden ist eine Auswahl an Literatur und Internetseiten zu-
sammengestellt, welche für die Bearbeitung kommunaler Nach-
haltigkeitsprojekte besonders hilfreich sein können. Ein Bereich 
widmet sich den Fördermitteln, die für viele kommunale Projek-
te auf Bundes- und Landesebene zur Verfügung stehen.  
 

Akteurseinbindung und Bürgerpartizipation 
 

Website 
Bertelsmann Stiftung, Beteiligungsmodelle 
http://www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xbcr/SID-A6B14FB9-
51082FB6/bst/xcms_bst_dms_31298_31299_2.pdf 
Nexus Institut, Kooperationsnetzwerke  
http://www.partizipative-
kommune.de/pdf/Literaturstudie_Partizipative+Kommune_2007.pdf 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, Bürger machen Städte 
nachhaltiger http://www.bmbf.de/press/3261.php 
Buch 
Müller-Christ, G. (1998), Nachhaltigkeit durch Partizipation Bürgerbe-
teiligung im Agenda-Prozess, Verlag Wissenschaft und Praxis: Berlin 
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Nachhaltigkeit und Indikatoren 

AGENDA 21 - Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwick-
lung, URL: 
http://www.un.org/depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf. 
Bundesregierung (2012b), Nachhaltigkeitsstrategie:  
http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Themen/Nachhaltigkeit
sstrategie/_node.html 
Forschung für nachhaltige Entwicklung (FONA), URL: 
http://www.fona.de/ 
Rat der Nachhaltigkeit, kommunale Nachhaltigkeit, URL: 
http://www.nachhaltigkeitsrat.de/index.php?id=6847 
Statistisches Bundesamt, Nachhaltigkeitsindikatoren, URL:  
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Nachhaltigkeitsin
dikatoren/Nachhaltigkeitsindikatoren.html 
Wuppertaler Institut, URL: http://wupperinst.org/unsere-forschung/ 

Fördermittel 

Website 
Sachsen-Anhalt, Lokales Kapital: 
http://www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=25635 

EU-Hochschulnetzwerk Sachsen-Anhalt: informiert und berät in allen 
Fragen zur EU-Forschungsförderung, URL: www.euhochschulnetz-
sachsen-anhalt.de. 
Übersicht über die Fördermittel, welche in den Zuständigkeitsbereich des 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt fallen, und die zugehörigen An-
sprechpartner auf:  
http://www.sachsen-anhalt.de/index.php?id=13234 .  
BMWi, Forschung für eine umweltschonende, zuverlässige und bezahlba-
re Energieversorgung:  
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Energieforschung/6-
energieforschungsprogramm,did=455244.html 
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Buch 
Hayn, D. et al (2003), Methodenfragen der Nachhaltigkeitsforschung. 
Normativ, integrativ, partizipativ - aber wie?, in: Volkens, A. et al. (Hrsg.): 
Orte nachhaltiger Entwicklung: Transdisziplinäre Perspektiven. Tagungs-
band zum Kongress 20. bis 22. Juni 2003 in Hamburg. Schriftenreihe 
VöW, Berlin, 4-9 
Birkmann, J. (1999), Eckpunkte für ein kommunales 
Nachhaltigkeitsindikatorensystem –insbesondere für die räumliche Pla-
nung, in: Indikatoren für eine nachhaltige Raumentwicklung, Birkmann, 
Koitka, Kreibich, Lienenkamp (Hrsg.), Dortmund, S. 57-79 
Heiland, S. et al (2003), Indikatoren zur Zielkonkretisierung und Erfolgs-
kontrolle im Rahmen der Lokalen Agenda 21, Umweltbundesamt 67/03, 
Berlin 
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